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keine ausreichende Auseinanderset^rng mit allen bei der

Abwägungsentschei dung maßgebl i chen Kri teri en.

Die Revision problematisiert in diesem Zusammenhang vor allem das

Kriterium der Bindungen der Zweit- und Dnttrevisionswerberinnen zum

Heimatstaat - ein Kriterium, dem bei Beurteilung des Privatlebens im Sinne des

Art. 8 EMRK auch gemäß $ 9 Abs. 2 Z 5 BF A-VG Beachtung zu schenken ist.

Dazu hat der Verwaltungsgenchtshof rn seiner Rechtsprechung unter

Bezugnahme auf Judikatur des EGMR bereits Folgendes ausgesprochen:

Soweit, wie im vorliegenden Fall, Kinder bzw. Minderjahnge von einer

Rückkehrentscheidung betroffen sind, sind die besten lnteressen und das

Wohlergehen dieser Kinder, insbesondere das Maß an Schwrerigkeiten, denen

sie im Heimatstaat begegnen, sowie die sozralen, kulturellen und familiären

Bindungen sowohl zum Aufenthaltsstaat als auch zum Heimatstaat zu

benicksichtigen (vgl. dazu efwa die Urteile des EGMR vom 18. Oktober 2006,

Üner gegen die Niederlande, Beschwerde Nr. 46410199, Randnr. 58, und vom

6. Juli 2010, Neulinger und Shuruk gegen die Schweiz, Beschwerde

Nr. 41615/07, Randnr. 146). Maßgebliche Bedeutung hat der EGMR dabei in

seiner Rechtsprechung den Fragen beigemessen, wo die Kinder geboren

wurden, in welchem Land urd in welchem kulturellen und sprachlichen

Umfeld sie gelebt haben, wo sie ihre Schulbildung absolviert haben, ob sie die

Sprache des Heimatstaats sprechen, und insbesondere, ob sie sich in einem

anpassungsfähigen Alter (,,adaptable age"; vgl. dazu die Urteile des EGMR

vom 31. Juli 2008, Darren Omoregie und andere gegen Norwegen, Beschwerde

Nr.265/07, Randnr. 66, vom 17. Februar 2009, Onur gegen das Vereinigte

Kdnigreich, Beschwerde Nr. 27379107, Randnr. 60, und vom

24. November 2009, Omojudi gegen das Vereinigte Königreich, Beschwerde

Nr 1820/08, Randnr. 46) befinden (vgl. zumGanzen etwa VwGH vom

21. April 2011, 20lll0l 10132)

Führt die Überpnifung des Kriteriums nach $ 9 Abs. 2 Z 5 BF A-VG zu dem

Ergebnis, dass eine Minderyirhrige zum Heimatland keine oder nur mehr

äußerst geringe Bindungen aufweist, wrrd das - vorausgesetzt, sie ist

unbescholten und hat in Österreich einen ausreichenden Grad an Intesration
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eneicht - in der Regel dafür sprechen, ihr den weiteren Aufenthalt im

Bundesgebiet zu ermöglichen, und zwar jedenfalls dann, wenn nicht - in

zumutbarer Weise - erwartet werden kann, dass sie sich im Falle einer

Rückfiihrung an die Verhailtnisse im Heimatland, etwa das Erlemen der

dortigen Sprache, den Aufbau neuer Kontakte, die Fortsetzung erner

begonnenen Ausbildung, usw., wieder anpassen.

30 ln ernem solchen Fall kommt auch bei einer verhdltnismäßig kurzen

Aufenthaltsdauer in Östeneich den fehlenden Bindungen der Minderjärhngen

zum Heimatstaat im Rahmen der vorzunehmenden Gesamtabwägung großes

Gewrcht zu. Der Verwaltungsgerichtshof hat schon wiederholt darauf

hingewiesen, dass die Aufenthaltsdauer nach $ 9 Abs. Z Z I BF A-VG nur eines

von mehreren imZuge der lnteressenabwägung zu berücksichtigenden

Kriterien darstellt, weshalb auch nicht gesagt werden kann, dass bei

Unterschreiten einer bestimmten Mindestdauer des Aufenthalts in Österreich
jedenfalls von einem deutlichen Überwregen der öffentlichen Interessen an der

Beendigung des Aufenthalts im Bundesgebiet gegenüber den gegenteiligen

privaten Interessen auszugehen ist (vgl. etwa VwGH vom 30. Juli 2015,

Ra20l412210055 bis 0058). Allerdings hat er auch betont, dass einer

Aufenthaltsdauer von weniger als ftinf Jahren für sich betrachtet noch keine

maß gebl i che B edeutun g frir di e durchzuftih rende Inte ress en ab wägun g

zukommt (siehe das soeben ntierte Erkenntnis; weiters etwa VwGH vom

21. Jänner 2016. Ra 201512210119. vom 10. Mai 2016. Ra 201512210158. und

vom 15. Mär22016, Ra 2016/19/0031).

3'r Wenn die Revision die Frage aufwirft, welche Bedeutung bei der

vorzunehmenden Interessenabwägung nach Art. 8 Abs. 2 EMRK einem

mehrjäihrigen Aufenthalt von Minderjähngen in einem Dnttstaat zukommt, ist

sie auf das bisher Gesagte zu verweisen. Die Tatsache, dass sich Mindef zihrige

nach dem Verlassen ihres Heimatlandes längere Zeitin einem Drittstaat

aufgehalten haben, ehe sie in das Bundesgebiet gelangt sind, spielt nur insowert

eine Rolle, als durch diesen Zwischenaufenthalt in einem Drittstaat die

Bindungen zum Heimatland abgebrochen sein können. Es ändert aber nichts

daran, dass es - neben den weiteren Kntenen des $ 9 Abs. 2 BFA-VG -
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maßgeblich auf die Bindungen zum Heimatland ankommt (g 9 Abs. 2

Z 5 BFA-VG), die Art und Dauer des Aufenthaltes in Österreich (g 9 Abs. 2

Z I BFA-VG) und den Grad der Integration in Österreich (g 9 Abs 2

z 4 BFA-VG).

Um von einem - für die Abwägungsentscheidung relevanten - Grad an

lntegration ($ 9 Abs. 2 Z 4BF A-VG) ausgehen zu können, muss sich die

betroffene Minderj ähnge wfi rend ihrer Aufenthaltsdauer im Bundesgebiet

bereits soweit integnert haben, dass aus dem Blickwinkel des Kindeswohles

mehr für den Verbleib im Bundesgebiet als fur die Rückkehr in den

Herkunftsstaat spncht, und dieses private Interesse mit dem öffentlichen

Interesse eines fri edl i chen Zusammenl eb ens von Menschen unterschi edli cher

Herkunft und damit des Zusammenhalts der Gesellschaft in österreich

koneliert. Aus der Sicht der Minde4ährigen bedeutet dies vor allem, dass sie

sich gute Kenntnisse der deutschen Sprache aneignen, ihre Aus- und/oder

Weiterbi ldung entsprech end dem vorhandenen B i I dungsan gebot wahmehmen

und sich mit dem sozialen und kulturellen Leben in Osteneich vertraut machen,

um - je nach Alter fortschreitend - am gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und

kulturellen Leben in Österreich teilnehmen zu können.

In der Rechtsprechung der Genchtshofe des öffentlichen Rechts wurde auch

schon erkannt, dass integrationsbegrtiLndende LImstände gemindert werden,

wenn sie zu einem Zeitpunkt entstanden sind, zu dem sich der Fremde seines

unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst sein musste und somit nicht damit

rechnen durfte, dauerhaft in Österreich bleiben zu können (vgl. etwa VwGH

vom 30. Juli 201 5,Pta201412210055 bis 0058; Derartiges sieht der

Kriterienkatalog des $ 9 Abs. 2 BFA-VG in seiner Z 8 auch ausdrücklich vor).

Der Verfassungsgerichtshof hat jedoch auch darauf hingewiesen, dass einem

Minde{ährigen, der seine Eltem nach Österreich beglertete, dies nicht in jenem

Maße zugerechnet werden kann wre seinen Obsorgeberechtigten (vgl. etwa

VfGH vom 10. März?}ll, B 1565/10 u.a., mwN). Bei der Gesamtabwägung

kommt diesem Umstand daher bei solchen Minderjährigen im Vergleich zu

anderen Kriterien weniser Gewrcht zu.
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